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Durchführungsbestimmung die Listen der Personen 
der technischen Intelligenz, die in Übereinstimmung 
mit § 1 dieser Durchführungsbestimmung der zu­
sätzlichen Versorgung unterliegen, mit ihrem Gut­
achten über die Zweckmäßigkeit der Versicherung 
und den Angaben über die Höhe der Pensionen an die 
zuständigen Hauptverwaltungen der Ministerien der 
Deutschen Demokratischen Republik zur Erledigung 
einzureichen.
Desgleichen sind die Werkdirektoren verpflichtet, 
für alle neu in den Betrieb eingestellten Personen 
der technischen Intelligenz die Vorschläge für die 
zusätzliche Versicherung in Monatsfrist vom Tage 
des Arbeitsantritts an einzureichen.
Die Leiter der Hauptverwaltungen der Fachministe­
rien sind verpflichtet, innerhalb von 14 Tagen nach 
Eingang der Vorschläge zur zusätzlichen Versicherung 
in Übereinstimmung mit den Bedingungen dieser 
Durchführungsbestimmung Beschluß zu fassen.

(2) Für die den volkseigenen gleichgestellten Be­
triebe bestätigen deren zentrale Verwaltungen die 
eingereichten Anträge.

(3) In der örtlichen Industrie ist sinngemäß zu ver­
fahren, wobei die Bestätigung der Vorschläge durch 
den zuständigen Minister des Landes erfolgen muß.

(4) Die Fachministerien oder die zentralen Ver­
waltungen leiten die Anträge an die Versicherungs­
anstalt des Landes Brandenburg in Potsdam.

(5) Die Versicherungsanstalt des Landes Branden­
burg in Potsdam stellt dem Begünstigten das Doku­
ment über die zusätzliche Altersversorgung inner­
halb von 10 Tagen über den Betrieb zu.

(6) Versicherungsträger ist die für den Sitz des 
Betriebes zuständige Landesversicherungsanstalt, die 
auch die Zahlung der Renten an die Versorgungsbe­
rechtigten vornimmt.

(7) Das Ministerium der Finanzen hat das allge­
meine Kontrollrecht.

§ 4
Versicherungsbeiträge

DieVersicherungsanstalt des Landes Brandenburg 
hat jeweils zum Jahresende die im laufenden Jahr 
gezahlten Rentenleistungen zuzüglich Verwaltungs­
kosten zu ermitteln. Die Verteilung des sich hierbei 
ergebenden Gesamtbetrages auf die Betriebe hat in 
der Weise zu erfolgen, daß der Betrag entsprechend 
der Anzahl der in den einzelnen Betrieben versicher­
ten Personen auf die volkseigenen und ihnen gleich­
gestellten Betriebe anteilig umgelegt wird.

§ 5
Bereitstellung der Mittel

Die aufzuwendenden Beträge sind als Aufwand 
für zusätzliche Altersversorgung der technischen 
Intelligenz (Konto Nr. 2043) zu verbuchen.

§ 6
Kentenbeziig

(1) Für die Gewährung einer Rente von mehr als 
60°/o des Bruttogehaltes aus der Verordnung vom
17. August 1950 sind besondere Arbeitserfolge Vor­
aussetzung.

(2) Rentenbezüge aus anderen Versicherungen wer­
den von der Gewährung der zusätzlichen Altersver­
sorgung nicht berührt.

(3) Die Rente aus der zusätzlichen Altersversor­
gung der technischen Intelligenz wird auch gewährt, 
wenn nach Vollendung des 65. Lebensjahres Lohn­
oder Gehaltseinkommen weiter besteht.

§ 7
Steuerbehandhuig

Die Rente aus der zusätzlichen Altersversorgung 
der technischen Intelligenz nach der Verordnung 
vom 17. August 1950 ist steuerfrei.

Schlußbestimmungen
§ 8

Bei Verstößen gegen die vorliegende Durchfüh­
rungsbestimmung können die Betroffenen sich beim 
Leiter der zuständigen Hauptverwaltung oder beim 
Minister beschweren. Über die Beschwerde ist bin­
nen Monatsfrist zu entscheiden.

§9
Bis zum 15. Juni 1951 ist dem Ministerpräsidenten 

durch die Fachminister über den Stand der Durch­
führung der Verordnung vom 17. August 1950 über 
die zusätzliche Altersversorgung der technischen In­
telligenz in den volkseigenen und ihnen gleichge­
stellten Betrieben schriftlich Bericht zu erstatten.

§ 10
(1) Diese Durchführungsbestimmung tritt mit Wir­

kung vom 1. Mai 1951 in Kraft.
(2) Die Erste Durchführungsbestimmung vom 26. 

September 1950 zur Verordnung über die zusätzliche 
Altersversorgung der technischen Intelligenz in den 
volkseigenen und ihnen gleichgestellten Betrieben 
(GBl. S. 1043) wird mit dem Inkrafttreten dieser 
Durchführungsbestimmung außer Kraft gesetzt.

Berlin, den 24. Mai 1951
Die Regierung 

der Deutschen Demokratischen Republik 
U l b r i c h t

Stellvertreter des Ministerpräsidenten

Dritte Durchführungsbestimmung 
zur Verordnung über die Verbesserung der 

Entlohnung der Arbeiter und Angestellten in 
den volkseigenen und ihnen gleichgestellten 

Betrieben.
Vom 24. Mai 1951

Die Verordnung vom 17. August 1950 über die 
Verbesserung der Entlohnung der Arbeiter und An­
gestellten in den volkseigenen und ihnen gleichge­
stellten Betrieben (GBl. S. 839) ist hinsichtlich der 
Bedeutung des Abschlusses von Einzelverträgen 
unterschätzt und daher unzureichend durchgeführt 
worden. Es wird daher zu § 4 der genannten Ver­
ordnung in Übereinstimmung mit dem Bundesvor­
stand des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes 
folgendes bestimmt:

§ 1
(1) Einzelverträge sind mit solchen Angehörigen 

der technischen Intelligenz abzuschließen, die in 
volkseigenen und ihnen gleichgestellten Betrieben 
verantwortlich tätig sind und hervorragenden Ein­
fluß auf die Produktion nehmen. Dazu gehören: 

Ingenieure, Konstrukteure, Techniker, Chemiker, 
Werkleiter, Leiter großer Werkabteilungen, her-


